
hinreichender Sicherheit schätzen, so ist der Berech­
nung der Vergütung ein Fünftel des Industrieabgabe­
preises (Umsatz) des Erzeugnisses im ersten Benut­
zungsjahr als Nutzen zugrunde zu legen. Auf Grund 
des ermittelten Nutzens wird der Vergütungsbetrag 
nach der Tabelle für die Berechnung der Vergütung 
von Neuerervorschlägen und von Neuerermethoden 
(Anlage 1 zur NVO) errechnet.
Die Anordnung über die Ermittlung des Nutzens zur 
Berechnung der Vergütung für Neuerungen vom 
31. Juli 1963 (GBl. II S. 543) gewährleistet, daß als 
Nutzen grundsätzlich nur die direkten, nachweisbaren 
Einsparungen je Stück oder Einheit, die eine unmittel­
bare Folge der Benutzung einer Neuerung sind, 
ermittelt wird.
Neu ist auch, daß die Vergütung für besondere Leistun­
gen bei der Realisierung als eine selbständige Ver­
gütung geregelt ist, deren Höhe auf Grund der voll­
brachten Leistung festgesetzt wird und bis zu 3000 DM 
betragen kann (§ 30 NVO).
Die Vergütung für durch Wirtschaftspatente ge­
schützte, benutzte Erfindungen kann gem. § 1 des Ände­
rungsgesetzes zum Patentgesetz vom 31. Juli 1963 
(GBl. I S. 121) nur noch als einmalige Zahlung (Abfin­
dung) erfolgen. Die Berechnung der Vergütung erfolgt 
ebenfalls auf der Grundlage des im ersten Benutzungs­
jahr eingetretenen Nutzens. Der dem Erfinder zu­
stehende Vergütungsbetrag ergibt sich aus der Tabelle 
für die Vergütung von Wirtschaftspatenten (Anlage 2 
zur NVO).
Der Erfinder hat jedoch erst dann einen Anspruch auf 
Patentvergütung, wenn das benutzte Patent gern. § 6 
Abs. 2 des Änderungsgesetzes zum Patentgesetz erteilt 
oder gern. § 6 Abs. 1 des genannten Gesetzes bestätigt 
wurde. Ist das Patent noch nicht oder lediglich gern. 
§ 5 Abs.-l des genannten Gesetzes, also ohne Prüfung 
auf Vorliegen der Schutzvoraussetzungen, erteilt, dann 
ist bei Benutzung eine Vergütung nach den Bestimmun­
gen über die Vergütung von Neuerervorschlägen zu 
zahlen. Nach Erteilung bzw. Bestätigung eines Patentes 
gern. § 6 des genannten Gesetzes erhält der Erfinder die 
Patentvergütung für die Zeit vom ersten Tage der 
Benutzung an.
Diese Darlegungen erheben keinen Anspruch darauf, 
die neuen gesetzlichen Bestimmungen auf dem Gebiet 
der Neuererbewegung ausführlich zu erläutern. Die 
wenigen hier aufgeworfenen Probleme sollten den 
Leser lediglich mit einigen wesentlichen Veränderungen 
vertraut machen, die mit der Neuererverordnung ein­
getreten sind.

Zu einigen Aufgaben der Rcchtspflegeorgane
Die Mitarbeiter der Organe der Rechtspflege sollten 
prüfen, ob sie die Leistungen der Neuerer, die Pro­
bleme der sozialistischen Gemeinschaftsarbeit, die 
Pflichten der staatlichen Leiter und der leitenden Mit­
arbeiter der Betriebe, VVBs usw. in den Fällen, die 
das erfordern, auch berücksichtigen.
Für die Staatsanwaltschaft ergeben sich aus der Auf­
gabe, die Kriminalität zu bekämpfen, ihre Ursachen 
und Bedingungen zu erforschen und zu analysieren 
sowie daraus Schlußfolgerungen für die Vorbeugung zu 
ziehen, auch bestimmte Aufgaben, die mit der Neuerer­
bewegung im Zusammenhang stehen.
So hat sich z. B. im Verlaufe der Ermittlungen zur 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit für einen schweren 
Unfall in einem Betrieb des Bezirks Magdeburg her­
ausgestellt, daß zwar moderne technische Ausrüstungen 
geschaffen und diese auch eingeführt wurden, die not­
wendigen Arbeitsschutzvorrichtungen jedoch nicht 
gleichzeitig mit entwickelt wurden. Hier offenbarte sich 
ein offensichtlicher Mangel in der Planung und Len­

kung der Neuerertätigkeit. Der Staatsanwalt des Be­
zirks Magdeburg zog den richtigen Schluß, daß über 
die leitenden Staats- und Wirtschaftsorgane auf die Be­
triebe eingewirkt werden muß, um bereits bei der Pla­
nung der Forschungs-, Entwicklungs- und Konstruk­
tionsaufgaben die Sicherheitsvorschriften und die not­
wendigen Arbeitschutzvorrichtungen zu berücksichtigen. 
Dadurch wird ähnlichen Fällen, die zu einer strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit führen könnten, vorgebeugt.
Eine wettere Aufgabe der Staatsanwaltschaft könnte 
z. B. darin bestehen, in Betrieben, in denen sich Fälle 
von Jugendkriminalität häufen, zu untersuchen, ob die 
Leiter und die gesellschaftlichen Organisationen alles 
getan haben, um die Jugendlichen für die Mitarbeit in 
der Neuererbewegung zu gewinnen. Die z. Z. im all­
gemeinen noch unbefriedigende Beteiligung der Jugend­
lichen an der Neuerertätigkeit zeigt, daß noch längst 
nicht genügend getan wird, um den Jugendlichen 
interessante, ihren Fähigkeiten entsprechende tech­
nisch-schöpferische Aufgaben zu übertragen. Die Lösung 
solcher Aufgaben könnte gleichzeitig als Vorbereitung 
auf die „Messe der Meister von morgen“ erfolgen, auf 
der die besten Leistungen junger Neuerer prämiiert 
werden.
Solche Untersuchungen sind vor allem deshalb bedeut­
sam, weil eine Reihe der von Jugendlichen begangenen 
Straftaten ihre Ursache u. a. darin haben, daß der 
jugendliche Tatendrang und die Gestaltung ihrer Frei­
zeit nicht in gesellschaftlich nützliche Bahnen gelenkt 
werden. Der Staatsanwalt sollte solche Untersuchungen 
gemeinsam mit dem Leit-BfN des übergeordneten 
Organs des Betriebes durchführen und die Ergebnisse 
im Betrieb auswerten, aber auch den zuständigen zen­
tralen Organen, wie der Abteilung des Volkswirt­
schaftsrates, dem Patentamt usw., zur Auswertung 
zuleiten.

Der Staatsanwalt des Bezirks Magdeburg ist z. Z. dabei, 
Untersuchungen dieser Art vorzubereiten. Anläßlich 
solcher operativen Untersuchungen kann der Staats­
anwalt gleichzeitig die Ursachen vorhandener Mängel 
in der Patentbearbeitung aufdecken und die notwen­
digen Veränderungen anregen. Die sich auf den Schutz 
von Neuentwicklungen, insbesondere durch patentrecht­
liche Sicherung, erstreckende Aufsicht der Staats­
anwaltschaft (§36 StAG) betrifft insbesondere das 
rechtzeitige Erkennen schutzfähiger Gedanken, die 
Geheimhaltungspflicht bis zur getätigten schutzrechl- 
lichen Sicherung, die Vornahme der erforderlichen 
Anmeldungen im In- und Ausland und die Ver­
teidigung bestehender Schutzrechte.
Die Untersuchungsorgane, Staatsanwälte und Gerichte 
sollten auch bei der Einschätzung einer Straftat — ins­
besondere bei der Einschätzung der Persönlichkeit des 
Täters — beachten, ob und in welchem Maße dieser 
als Neuerer tätig geworden ist. Die Mitarbeit eines 
Werktätigen in einer sozialistischen Arbeitsgemein­
schaft, die Anzahl seiner Neuerervorschläge und deren 
Nutzen, seine Aktivität bei der Einführung und umfas­
senden Durchsetzung von Neuerungen usw. sind in der 
Regel ein konkreter, meßbarer Ausdrude seiner Ein­
stellung zur Arbeit und seiner Haltung zum sozia­
listischen Staat. Wenn geringfügige Straftaten den 
Konfliktkommissionen zur Entscheidung übergeben 
werden, sollten die Konfliktkommissionen auch auf- die 
Beachtung dieser Umstände hingewiesen werden.

Eine andere Aufgabe der Staatsanwaltschaft, der Straf­
vollzugsorgane und der örtlichen Räte steht ebenfalls 
im Zusammenhang mit der Neuererbewegung. Diese 
Organe haben dafür zu sorgen, daß Strafgefangenen 
bereits vor ihrer Entlassung ein Arbeitsplatz bereit­
gestellt wil'd, der ihrer beruflichen Qualifikation und
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